
Ja
Ja
Wein

Für das Nachschlagewerk!
kür die Fachpresse!
kür die amtliche Sammlung!

Gesetz; TO /. § 3 Anlage 1 in der Fassung des Tarifvertrages
vom 15, Januar I960; VergGr, V b, 1, Fallgr, (Ver­
waltungsangestellte heim Gesundheitsamt)

Leitsätze;
Ist der Aufgabenkreis eines Angestellten aus 
mehreren Teiltätigkeiten derart zusammengesetzt, 
daß keine Teiltätigkeit mehr als die Hälfte der 
Gesamttätigkeit ausmacht und damit überwiegt, so ist 
jede Teiltätigkeit für sich daraufhin zu prüfen, 
ob sie die Tätigkeitsmerkmale der begehrten Ver­
gütungsgruppe erfüllt. Danach sind die Teiltätig­
keiten, bei denen die Merkmale gegeben sind, mit 
ihren Anteilen an der Gesamttätigkeit zusammenzu­
rechnen, Ergeben sie mehr als die Hälfte der Ge­
samttätigkeit und überwiegen sie damit auch zeit­
lich, dann ist der Angestellte dementsprechend ge­
mäß § 3 Abs, 2 Satz 1 TO,A bzw, § 22 Abs, 1 BAT 
einzugruppieren.

Aktenzeichen; 4 AZR 13/62
Jrteil des BAG vom 20, Februar 1963 LAG Baden-Württemberg

(Mannheim)
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\ZK_ 13/62
3a 5o/61 Baden-Warttemberg 

(Mannheim)

r u r 19 3 im iVmuen des Volkes!
Miller,

;r --stell ler 
3 Urkundsbeamter 
c Geschäftsstelle Urteil

In Sachen

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 2o. Februar 1963 durch den Senats­
präsidenten Br. f'oelmann, die Bundesrichter Dr. Märtel und 
Dr. Auffarth sowie die Bundesarbeitsrichter Hense und teugel 
für Hecht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Lan desarbeitsgerichts Baden-’A\.rtte mb erg vom 
25. November 1961- 6 Sa 5o/61 - wird auf Kosten 
des Klägers zurückgewiesen.
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Tatbestand:

Der Kläger ist beim Gesundheitsamt B als Verwaltungsan­
gestellter tätig und erhält Vergütung nach VergGr. VI b TO.A.

Zu den Aufgaben des Klägers gehört im Rahmen der ihm über­
tragenen Registraturgeschäfte die Führung der Akten des Gesund­
heitsamts nach Aktenplan. Bei der Vorlage der Akten hat er auch 
zu prüfen, ob ein zu behandelndes Gesuch mit allen vorgeschrie­
benen Anlagen versehen ist. Diese Arbeiten machen 25 p seiner 
Gesamttätigkeit aus. Bei der Postabfertigung, die ihn zu 5 
der Gesamttätigkeit in Anspruch nimmt, hat er die täglich ein­
gehende Post zu sortieren, mit dem Amtsarzt zu besprechen und 
ihn auf besonders interessierende Vorgänge aufmerksam zu machen. 
Die ihm weiter obliegende Führung der Terminskalender des Ge­
sundheitsamts mit 3 cp der Gesamttäti keit betrifft neben ande­
rem auch die Überwachung der Apotheken und Drogerien, die im 
allgemeinen jährlich einmal zu überprüfen sind. Einen umfassen­
den Jahresplan hat der Kläger jedoch nicht aufzustellen. Er hat 
nur den Amtsarzt darauf aufmerksam zu machen, wann und wo zweck­
mäßigerweise eine Prüfung vorzunehmen ist. Im Haushaltsvollzug 
obliegt dem Kläger die Bewirtschaftung der zugeteilten Haushalts­
mittel, die Beschaffung von Geräten und Bürobedarf, die unter­
schriftsreife Vorbereitung der Reisekostenabrechnungen, Aus­
künfte über Lohnberechnungen und die Abrechnung von Hebeneinnah­
men der Ärzte. Diese Aufgaben machen 34 °P der Gesamttätigkeit 
aus. Die von ihm ebenfalls vorzunehmende Festsetzung der Gebüh­
ren des Gesundheitsamts beträgt 25 f» der Gesamttätigkeit. Der 
Kläger hat dabei die Gebühren bei Verrichtungen des Gesundheits­
amts im Dienste der Rechtspflege zu ermitteln, und zwar für die 
Teilnahme an Terminen, Leichenbesichtigungen und -Öffnungen, für 
schriftliche Gutachten und Untersuchungen verschiedener Art.
Die sonstigen Gebühren betreffen die Verrichtungen des Gesund­
heitsamts im Rahmen des Apothekenwesens, der Überwachung des Ver­
kehrs mit Arzneien, Geheimmitteln und Giften außerhalb der Apo­
theken, im Rahmen des Hebammenwesens sowie die Aufgaben des Ge­
sundheitsamts in bezug auf die Heilpraktiker, das ärztliche Hilfs­
personal, die Wohnungshygiene, das Leichenwesen und in bezug auf
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zahlreiche Untersuchungen, Zeugnisse usw. Soweit der Kläger mit 
2 io der Gesamttätigkeit statistische Aufgaben wahrzunehmen hat, 
muß er vor allem Aufzeichnungen über Amtshandlungen des Behör­
denleiters für den Jahresgesundheitsbericht machen und für die 
Sammlung und Ordnung der von den übrigen Bediensteten des Amtes 
beizubringenden Unterlagen Sorge tragen» Im Kähmen der Apothe­
kenmusterung obliegt dem Kläger die Vervollständigung der Kar- 
teiunterlagen auf Grund der bei einer Prüfung festgestellten Ba­
ten» Er sieht auch die Morphiumbücher durch, wobei es sich aber 
nur um eine grobe Vorprüfung handelt» Bei Baugenehmigungen, 
V/asseruntersuchungen, Desinfektionen und im Leichenwesen gibt 
der Kläger Auskünfte, zum Teil nur Uber Zuständigkeitsfragen» 
Unter Umständen erteilt er auch vorbeugende Weisungen anstelle 
des Amtsarztes» Die letztgenannten Tätigkeiten umfassen 5 $ der 
Gesamttätigkeit des Klägers» Was das Hebammenwesen angeht, das 
den Kläger mit 1 °/o beansprucht, so hat er die Tagebücher zu 
prüfen, die Meldepflichten und Fortbildungskurse zu überwachen 
und besondere Vorkommnisse festzuhalten.

Der Kläger ist der Ansicht, die ihm obliegenden Aufgaben 
erfüllten die Merkmale der VergGr» V b in der Fassung des Tarif­
vertrags vom 15» Januar 196o» Er hat beantragt,

fostzustellen, daß das beklagte Land verpflich­
tet sei, ihm ab 1» Januar 196o Vergütung nach 
VergGr. V b zu zahlen»

Das beklagte Land hat um Abweisung der Klage gebeten»
Es macht geltend, die Tätigkeit des Klägers erfordere we­

der umfassende Fachkenntnisse, die der Kläger auch nicht besitze, 
noch sei sie überwiegend selbständig» Ebensowenig seien gründ­
liche, vielseitige Fachkenntnisse notwendig,, die über die Beherr­
schung des eigentlichen Aufgabengebiets des Klägers hinausgingen» 

Das Arbeitsgericht hat nach Klagantrag erkannt» Auf die 
Berufung des beklagten Landes hat das Landesarbeitsgericht durch 
Urteil vom 28» November 1961 die Klage abgewiesen.

Mit der zugelassenen Kevision verfolgt der Kläger sein 
Klageziel weiter, während das beklagte Land um Zurückweisung 
der Kevision bittet.

4

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

Entscheid ungsgrü nd e i_

Lie Revision ist unbegründet.
Zutreffend geht das Landesarbeitsgericht davon aus, daß

maß § 3 Abs, 2 TO.A und nunmehr gemäß § 22 .Abs BAT für die
Eingruppierung des Klägers die überwiegend von ihm ausgeübte Tä­
tigkeit maßgebend ist. Dabei bestimmt sich nach der ständigen 
Rechtsprechung des Senats, soweit es sich um ein aus mehreren 
Teiltätigkeiten zusammengesetztes Aufgabengebiet handelt, die 
überwiegende Tätigkeit grundsätzlich nach der für die Einzeltä­
tigkeit aufgewandten Zeit, Entgegen der Ansicht der Revision legt 
daher das Berufungsgericht mit Recht seiner Entscheidung die pro­
zentualen zeitlichen Anteile der einzelnen dem Kläger übertrage­
nen Teilaufgaben am Ge samt arb e i t saufwand zugrunde.

Bei der Prüfung, ob sich hierbei bereits eine überwiegend 
vom Kläger ausgeübte Tätigkeit ergibt, beachtet das Lanoesarbeits- 
gerich't auch die vom Senat im Urteil vom 8. Juni i960 (BAG 9, 269) 
aufgesteilten Grundsätze. Danach kann bei einem aus verschiede­
nen, tariflich nicht gleich zu bewertenden Teiltätigkeiten zusam­
mengesetzten Aufgabenkreis je nach den Umständen auch eine Zusam­
menfassung der Teiltätigkeiten erfolgen. Insbesondere können ein­
zelne Tätigkeiten ohne selbständige Bewertung einer höherwertigen 
Tätigkeit zugeschlagen werden. Es mag nun sein, daß die Geschäfte 
der Registratur, die Postabfertigung, die TerminsÜberwachung und 
die statistischen Aufgaben des Klägers Bedeutung auch für andere 
Teil Tätigkeiten im Ranmen des Aufgabenbereichs des Klägers haben, 
wie die Revision vorbringt. Wenn das Berufungsgericht jedoch die 
Voraussetzungen einer gemeinsamen Bewertung der genannten Arbei­
ten mit der Tätigkeit des Klägers beim Haushaltsvollzug und der 
Gebührenfestsetzung verneint, so ist das aus Recntsgrunden nicht 
su beanstanden. Erforderlich ist nämlich nach der Rechtsprechung 
des Senats, daß die Teiltätigkeit, die in einer Verbindung zu 
einer anderen Teiltatigkoit steht, für sich und im ganzen genom­
men, als der anderen Teiltätigkeit ein- und untergeordnet erscheint 
and deshalb als ein unselbständiges Teilstück dieser anderen Teil— 
tätigkeit anzusprechen ist (BAG aaO). Das ist dann nicht mehr der 

wenn eine Teil tätigkeit, wie hier die Regis i>raturgescxial'te,La],
_ c: _
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die ros tabf ertigung, die Terrains Überwachung usw., in einer nicht 
mehr auf spaltbaren beise zwar mil mehreren anderen Teiltütigkei- 
ten in Verbindung steht,’ aber als selbständig angesehen werden 
muß is fehlt dann, wie das Landesarbeitsgericht richtig erkannt
hat. an dem erforderlichen unmittelbaren Zusamme nhang. Sulche
Teiltätigkeiten besitzen ihr eigenes Gewicht und sind für sich
zu bewerten.

Nach den Feststellungen des Berufungsurteils ist der Auf­
gaben kreis des Klägers aus Teiltatigkeiten zusammengesetzt, de­
rer. umfangreichste, nämlich die Arbeiten im Haushaltsvollzug, 
nicht mehr als 34 % der Gesamttätigkeiten des Klägers ausmachen, 
von denen also keine für sich genommen die überwiegende Tätig­
keit darstellt. Gegen diese Feststellungen ist eine zulässige 
und begründete Verfahrensrüge nicht erhoben worden. Es ist auch 
nicht ersieht] ich, daß das Berufungsurteil den Begriff der Teil­
tätigkeit verkannt hätte. Hiernach steht fest, daß die Aufgaben 
das Klägers, wie z »B. Registraturgeschäfte, Postabfertigung, 
Führung: von Terminskalendern, Arbeiten im Haushaltsvollzug,
Festsetzung von Gebühren, statistische Aufgaben, Apothekenmu­
sterung, Bearbeitung des Hebammenwesens asw< voneinander ver­
schieden sind. Jede für sich genommen könnte den Inhalt des 
Aufgabenbereichs eines Angestellten ausmachen. Derartig eigen­
ständig nebeneinander stehlende Teiltätigkeiten sind, auch wenn 
sie durch die äußere Klammer des Aufgabenbereichs zusammenge­
halten werden, hinsichtlich der Bewertung so zu behandeln, wie
sie als Inhalt eines Aufgabenbereichs eines Anges teilten zu be­
handeln wären. Bas bedeutet, daß sie zunächst, und zwar jede 
Toiltätigkeit für sich, daraufhin zu prüfen sind, ob sie die
Tätigkeitsmerkmale der begehrten Vergütungsgruppe erfüllen. Es 
ist also zoB. zu fragen, ob für die Teiltätigkeit gründliche, 
vielseitige oder umfassende Fachkenntnisse notwendig sind, ob 
der Angestellte in ihrem Rahmen selbständige Leistungen in dem 
geforderten Umfang erbringt usw. Nach dieser Prüfung sind die 
Teiltätigkeiten, die die Merkmale der begehrten Vergütungs­
gruppe erfüllen, mit ihren Anteilen zusammenzurechnen. Ergeben 
sie mehr als So der Gesamttätigkeit und überwiegen sic damit

- 6 -
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auch zeitlich, dann ist der Angestellte dementsprechend gemäß 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 TO.A bzw. § 22 Abs. 1 , § 23 BAT einzugruppie-
i" e n»

Es ist also irrig5 wenn das Landesarbeitsgericht meint, bei 
untereinander verschiedenen Teiltätigkeiten seien im Rahmen je­
der Teiltätigkeit die an der Gesamttätigkeit gemessenen prozen­
tualen Anteile jedes einzelnen Merkmals zu ermitteln, dessen 
Teilergebnisse dann zu addieren seien. Ergäben sieh also, so 
fuhrt das Landesarbeitsgericht aus, z.B. bei einer Teiltätigkeit, 
die 6o w der Gesarattätigkeit umfasse, an vielseitigen Fachkennt- 
nissen 4o i  der Gesarattätigkeit, bei einer anderen Teiltätigkeit, 
die 3o I- ausmache, an vielseitigen Fachkenntnissen 15 i  der Ge­
samttätigkeit, so sei dieses Merkmal mit 55 i  erfüllt» Auf die­
sen: Fehler beruht aber das angefochtene Urteil nicht. Denn es 
verfährt nicht nach dieser falschen Regel, sondern prüft zutref­
fend, ob für die Teiltätigkeiten die Merkmale der von ihm zu­
nächst untersuchten 1. Fallgruppe der VergGr. VI b TO.A gegeben 
sind und addiert zuletzt die gleichwertigen Teiltätigkeiten 
nach ihrem Anteil an der Gesamttätigkeit (vgl. hierzu Böhm- 
Spiertz, Die Dienstverhältnisse der Angestellten bei öffentli­
chen Verwaltungen und Betrieben, Kommentar zum BAT, 1961, Vorbe­
merkungen II, 6 vor § 22 BAT).

Dem Landesarbeitsgericht ist im Ergebnis darin beizupflich­
ten, daß der Kläger keinen Anspruch auf die VergGr. V b (neu)
TO.A hat. Der infragekornmenden ersten Fallgruppe dieser Vergü­
tungsgruppe sind zugewiesen Angestellte im Büro-, Buchhallerei-, 
sonstigen Innendienst und im Außendienst in Tätigkeiten, die 
neben gründlichen, umfassenden Facl kenntnissen ihres Aufgaben­
kreises auch gründliche, vielseitige Fachkenntnisse auf anderen, 
mit ihrem Aufgabenkreis zusammenhängenden Gebie ten der Verwal­
tung (des Betriebes), bei der sie beschäftigt sind, und über­
wiegend selbständige Leistungen erfordern.

Das Berufungsgericht kann allerdings keine Zustimmung fin­
den, soweit es "umfassende” Fachkenntnisse schon dann bejaht,wenn 
gründliche "vielseitige" Fachkenntnisse in einem erheblich stär-
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ke 2’s n U ra f a rig, d . h . 
ebietes eingesetzt 
ach offenbar davon

etwa zu 80 e/ot zur Bewältigung des Tdtigkeits- 
V;erden müssen. Das angefochtene Urteil geht 
aus, daß die VergGr. V b (neu) entsprechend

ihrem Wortlaut über die umfa enden Fachkenntrrisse hinaus noch
gründliche vielseitige Fachkenntnisse auf arideren Verwaltungs- 
gebieten voraussetzt« Das Landesarbeitsgericht übersieht hierbei 
zunächst, daß "Aufgabenkreis” in VergGr. V b (neu) die gesamte 
dem Angestellten übertragene und nach § 3 Abc. 2 10.A bzw. §§ 22, 
23 BAT zu bewertende Tätigkeit bedeutet. .Da aber die VorgGr. Vb 
(neu) nach dem dort in erster Linie aufgestellten fätigkoits- 
merkmal für Angestellte in Tätigkeiten gellen will, "die... 
gründliche, umfassende Puchkenntnisse ihres Aufgabenkreises... 
erfordern", ist dieses Fachwissen zur Gesamtheit der vom Ange­
stellten überwiegend zu erledigenden Aufgaben in Beziehung ge­
setzt... Soweit nun nach VergGr. V b das Fachwissen "gründlich" 
sein muß, sind darunter auch hier, wie bereits in VergGr. VII, 
nähere Kenntnisse von Gesetzen, Verwal tungsvorschriften. usw„ zu
verstehen. Mit diesem Merkmal ist der in VergGr. V b für die ge­
forderten Fachkenntnisse vorausgesetzte Grad ihrer Vertiefung 
gekennzeich.net, wie er sich aus der unveränderten Wiederholung 
des Begriffs "gründlich" aus der VergGr. VII in den VergGr. VIb 
(neu) und V b (neu) ergibt. Infolgedessen kann, wenn die Fach­
kenntnisse darüber hinaus in VergGr. VI b auch noch "vielseitig"
und
nur
Fac

in VergGr. V b "umfassend" sein sollen, diese Eigenschaft 
den Umfang des für den jeweiligen Aufgabenkreis benötigten 
hwissens betreffen. "Umfassende" Fachkenntnisse sind daher

im Gegensatz zu "vielseitigen" Fachkenntnissen dann anzunehmen, 
wenn ein breites, d.h. nach dem Umfang der Fachkenntnisse be­
deutendes Wissen auf dem oder den für den Aufgabenkreis des An­
gestellten im erörterten Sinn in Betracht kommenden Gebieten
der ihn beschäftigenden Verwaltung (des Betriebes) benötigt
wild. Las in VergGr. V b weiter aufgestellte Erfordernis gründ­
licher, vielseitiger Pachkenntnisse auf anderen Gebieten der 
Verwaltung ist gegenstandslos. Wenn nämlich zur Ausführung der 
dem Angestellten übertragenen überwiegenden Tätigkeit schon
gründliche, umfassende Fachkenntnisse im dargelegten Sinne 
forderlich sind, dann ist nicht zu erkennen, inwiefern für

er­
den-
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selben Aufgabenkreis noch gründliche, vielseitige Sachkenntnisse 
benötigt werden könnten. Vielmehr ist im Rai.men des Aufgabenkrei­
ses das Merkmal vielseitiger Fachkenntnisse in den umfassenden 
Fachker.ntnissen als quantitatives -viinus enthalten, (vgl« BAG Ar Kr. 
859 86 zu § 3 TO»A sowie die zur Veröffentlichung bestimmten Ur­
teile des Senats vom 25= Juli 1962 - 4 AöR 513/61 - und vom 
7» November 1962 - 4 AZH 4o3/o1 -)»

Die Verkennung der vorgenannten Tätigkeitsmerkmale der 
VergGr» V b (neu) berührt jedoch den Bestand des angefochtenen 
Urteils nicht; die Entscheidung stellt sich vielmehr aus ande­
ren Gründen als richtig dar, wie die folgenden Ausführungen zei­
gen (vgl. § 563 ZPO)» Das Landesarbeitsgericht hat festgestellt, 
der Kläger benötige, was die Fachkenntnise angeht, bei der Füh­
rung der Registraturgeschäfte und der Terminskalender sowie bei 
der Postabfortigung nur einen allgemeinen überblick über die dem 
Gesundheitsamt zugewiesenen Aufgaben» Das gilt auch für die Er­
füllung seiner statistischen Obliegenheiten und für seine Tätig­
keit im Rahmen der Apothekenmusterung, des Hebammen- und Leichert- 
v/esens sowie bei Baugenehmigungen, Wasseruntersuchungen und Des­
infektionen. Hingegen muß er bei seinen Arbeiten im Haushalts- 
vollzug die Haushaltseinteilung zu Kapitel 0323 mit 14 Titeln 
kennen» Zur Erstellung von Kassenanweisungen muß er die in der 
Rechnungslegungsordnung enthaltenen Bestimmungen über die Errich­
tung der Rechnungsbelege beherrschen ( § § 77 - 88). Aus der Reichs­
kassenordnung benötigt der Kläger die Kenntnis über die Einrich­
tung der Kassenbücher (§§ 56 - 71), aus der Reichshaushaltsord- 
nung muß er einen Teil der Bestimmungen über die Ausführung des 
Haushaltsplans (§§ 24 - 26) und aus den Reichswirtschaftsbestim­
mungen die Vorschriften über die Bewirtschaftung der Haushalts­
mittel (§§ 27 - 52) kennen» Ebenso muß er sich in der Dienstan­
weisung für die Zahlstellen der Bezirkskassen bei den Gesundheits­
ämtern und den zahlreichen Bestimmungen des Reisekostenrechts 
auskennen» Hinzu kommen die Vorschriften über die Beschaffung und 
Verwaltung von Geräten usw. und über die Abrechnung der Nebenein­
nahmen der Amtsärzte. Die Festsetzung der beim Gesundheitsamt an­
fallenden Gebühren setzt die Kenntnis der Verordnung der Landes-
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regierung von Baden-Württemberg Uber die Festsetzung der Gebüh­
rensätze für Amtshandlungen der staatlichen Beholden vom 11. April 
1961 voraus, soweit es sich ujn die Gesundheitsämter handelt. In 
Betracht kommt dort die Nr, 29 des Gebuhrenverzeichnisses mit 
31 Unternummern; die wiederum in zahlreiche Einzelpositionen un­
terteilt sind. Der Kläger muß auch die allgemeinen Verwaltungs­
vorschriften zum Landesgebührengesetz beachten sowie eine Fülle 
ven Einzelerlassen und Sondervorschriften über Gebuhrenfreiheit, 

Bei der .Bewertung dieses vom Kläger einzusetzenden Fach­
wissens kommt das Landesarbeitsgericht zu dem Ergebnis, daß für 
die Durchführung der Registraturgeschäfte, der Postabfertigung, 
die Führung der Terminkalender und die Erledigung der anderen 
kleineren Aufgaben des Klägers jeweils nicht einmal gründliche 
Fachkenntnisse vonnöten seien, während die Arbeiten im Haus­
haltsvollzug und bei der Gebuhrenfestsetzung zwar je grnndli- 
ohe, vielseitige, aber nicht umfassende Fachkenntnisse forder­
en, Beachtet man, daß das Landesarbeitsgericht bei dieser Be­
urteilung von einem nicht richtigen, aber für den Angestellten 
günstigeren Begriff der umfassenden Fachkenntnisse ausgeht, dann 
ist die Erfüllung des Merkmals der umfassenden Fachkenntnisse 
erst recht zu verneinen, wenn derselbe Sachverhalt nach dem nach 
Ansicht des Senats strengere Anforderungen enthaltenden Begriff 
beurteilt wird (vgl, die oben zitierten Urteile),

Wgnn es demnach bereits an dem Erfordernis gründlicher, 
umfassender Fachkenntnisse fehlt, dann hat das Landesarbeitsge- 
nicht im Ergebnis mit Recht einen Anspruch des Klägers auf die 
VergGr. V b (neu) TO.A verneint. Die Kostenentscheidung beruht 
auf § 97 Abs. 1 ZPO.

gez. Dr. Poelmann Dr. Martel Dr. Auffarth
Hense Mügel
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